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Fremdenverkehrspolitik 

Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundes-
minister für Wirtschaft hat mit Schreiben vom 
8. November 1977 namens der Bundesregierung die 
Kleine Anfrage wie folgt beantwortet: 

Die Bundesregierung begrüßt es, daß die Kleine 
Anfrage noch einmal die Zielsetzungen der Bundes-
regierung für die Tourismuspolitik hervorhebt, die 
sie in ihrem Bericht „Tourismus in der Bundesrepu-
blik Deutschland - Grundlagen und Ziele" (Druck-
sache 7/3840) dargelegt hat. Die Bundesregierung ist 
mit Nachdruck und Entschlossenheit bemüht, die 
Ziele des tourismuspolitischen Schwerpunktpro-
gramms zu verwirklichen. 

Dabei ist sich die Bundesregierung mit den Bundes
-ländern darin einig, daß in allen Phasen der Reali-

sierung dieses Schwerpunktprogrammes eine enge 
Zusammenarbeit gewährleistet sein muß. Diese Zu-
sammenarbeit findet in der Praxis auch tatsächlich 
regelmäßig vertrauensvoll und reibungslos statt. 
Der Länderausschuß Fremdenverkehr beim Bundes-
ministerium für Wirtschaft hat sich nach Auffas-
sung aller Beteiligten - wie erwartet - als die ge-
eignete Plattform dafür erwiesen. 

Ebenso sorgfältig pflegt die Bundesregierung die 
Zusammenarbeit mit allen an der Tourismuspolitik 
interessierten Bereichen, insbesondere den Organi-
sationen und Verbänden der Fremdenverkehrswirt-
schaft und den kommunalen Spitzenverbänden. 

Neben dem regelmäßigen Meinungsaustausch mit 
diesen Organisationen und Gremien hat die Bildung 
des „Beirats für Fragen des Tourismus beim Bun-
desminister für Wirtschaft" eine weitere bedeu-
tungsvolle Möglichkeit für fruchtbare Kooperation 
geschaffen. Die Mitwirkung von Vertretern der 
Fremdenverkehrswirtschaft, der Verkehrsträger, der 
Wissenschaft, der Gewerkschaften, der Verbraucher 
sowie von Fachjournalisten und von den Ländern 
benannter Fachleute wird zur Diskussion und Lösung 
tourismusspezifischer Probleme wertvolle Impulse 
liefern. 

Die Entwicklung des Tourismus in den Jahren 1975 
und 1976 sowie - soweit bisher zu übersehen - 
auch im Jahre 1977 hat bestätigt, daß Reisen, ins-
besondere Urlaubsreisen, für mehr als die Hälfte 
unserer Bürger ebenso ein starkes Bedürfnis und 
eine regelmäßige Übung sind wie für eine wach-
sende Zahl von Bürgern anderer Staaten. Trotz 
weltweiter Rezessionserscheinungen, einem unbe-
friedigenden gesamtwirtschaftlichen Wachstum so-
wie anhaltender Arbeitslosigkeit ist die touristische 
Nachfrage ungebrochen; sie hat sogar seit 1973 
kontinuierlich zugenommen. 

Nach der Zahl der Touristen-Übernachtungen in 
den deutschen Beherbergungsstätten und auf den 
Campingplätzen ergibt sich folgende positive Ge-
samtentwicklung: 
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Inländer- Ausländer- Gesamt- 
Übernachtungen in Millionen 

1973 	210,5 19,1 229,6 
1974 	216,7 18,0 234,7 
1975 	227,3 19,2 246,5 
1976 	228,1 21,0 249,1. 

Die Zahl der Übernachtungen ist demnach von 1973 
bis 1976 um fast 20 Mio gestiegen; davon entfallen 
18 Mio auf Inländer. Ein Drittel der hinzugekom-
menen Übernachtungen ist den Campingplätzen 
zugewachsen. Der Übernachtungszuwachs bei den 
traditionellen Beherbergungsbetrieben beläuft sich 
auf ca. 14 Mio oder knapp 7 v. H. 

Auch 1976 ist die Zahl der Touristenübernachtungen 
in den Erholungsorten, Seebädern und Städten der 
Bundesrepublik Deutschland einschließlich Berlin 
(West) erneut gestiegen. Diese positive Entwicklung 
wird in der Gesamtbilanz des Fremdenverkehrs 
allerdings von der rückläufigen Entwicklung in den 
Heilbädern und Luftkurorten überdeckt, wo die 
Übernachtungen 1976 um rd. 4 Millionen zurück-
gegangen sind. Im Urlaubs- und Geschäftsreisever-
kehr stieg die Zahl der Übernachtungen 1976 da-
gegen um über 6 Mio an. 

Zu dem insgesamt positiven Gesamtergebnis des 
Jahres 1976 hat auch die starke Wiederbelebung 
des Tourismus der Ausländer nach Deutschland 
wesentlich beigetragen. Noch nie zuvor sind so viele 
Ausländer in die Bundesrepublik Deutschland ein-
schließlich Berlin (West) gekommen wie 1976. Mit 
21,0 Millionen ist die Zahl der Ausländerübernach-
tungen in deutschen Beherbergungsstätten (ein-
schließlich Campingplätze) 1976 gegenüber 1975 um 
10 v. H. gestiegen. 

Deutschland ist für ausländische Touristen auch im 
internationalen Vergleich ein interessantes und 
wichtiges Zielland geworden, und zwar sowohl im 
Geschäfts- wie im Erholungsreiseverkehr. Nach der 
Höhe der Deviseneinnahmen aus dem Tourismus 
lag die Bundesrepublik Deutschland einschließlich 
Berlin (West) 1976 an dritter Stelle in der Welt und 
an zweiter Stelle in Europa. Nur die USA und Frank-
reich haben mehr Reisedeviseneinnahmen erzielt. 
Die Reisedeviseneinnahmen erreichten mit 8,1 Mrd. 
DM einen neuen Höchststand. 

Die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Tourismus-
wirtschaft läßt sich jedoch nicht allein an der ab-
soluten Höhe des Aufwandes für Reisen in unserem 
Land ablesen. Für die meisten Ausländer ist das 
Reisen in Deutschland seit 1973 nicht unerheblich 
teurer geworden. Der Wert der deutschen Mark ist 
gegenüber dem US-Dollar und dem französischen 
Franc um mehr als 30 v. H., gegenüber dem briti-
schen Pfund sogar um rd. 90 v. H. gestiegen. Für die 
Wahl des Reisezieles maßgebend ist auch eine an-
gemessene Relation von Leistung und Preis sowie 
die im internationalen Vergleich relativ große Preis-
stabilität in Deutschland. Dies ist auch für die Ent-
scheidung vieler Deutscher bei der Wahl ihres 
Urlaubszieles zunehmend bedeutsam. Die teilweise 
erheblichen und für die betroffenen Tourismuslän

-

der oft empfindlichen Veränderungen in der Nach-
frageintensität deutscher Urlauber in den Jahren 
1976 und 1977 sind nicht zuletzt eine Folge dieses 
gestiegenen Preis-Leistungs-Bewußtseins. 

Zu den wichtigen Rahmenbedingungen für den Tou-
rismus gehören auch die Schulferienregelungen. 
Hierauf hat die Bundesregierung bereits in ihrem 
Bericht hingewiesen. Da mehr als die Hälfte aller 
Bundesbürger bei der zeitlichen Festlegung ihrer 
Urlaubsreise von den Schulferienterminen abhängig 
ist, kommt der Ferienregelung große Bedeutung für 
eine zeitlich und räumlich optimale Verteilung der 
touristischen Nachfrage zu. Die Bundesregierung 
hat sich deshalb dieser Problematik mit großer In-
tensität angenommen und erfreulicherweise bei den 
zuständigen Kultusministern der Länder volles Ver-
ständnis gefunden. 

Mit der vor einigen Monaten beschlossenen Staffe-
lung der Sommerschulferien für die Jahre 1979 bis 
1986 über eine Periode von drei Monaten, d. h. von 
Mitte Juni bis Mitte September, wird gerade diesen 
Gesichtspunkten — neben den pädagogischen und 
gesundheitlichen Aspekten — erkennbar Rechnung 
getragen. 

Dabei sind auch die Ferienregelungen der benach-
barten Länder, insbesondere der Niederlande, so-
weit irgend möglich, berücksichtigt worden. Eine 
noch weitergehende Entzerrung der Sommerschul-
ferien stößt hingegen auf unüberwindliche Grenzen, 
die eine Folge unseres Klimas sind: vor Mitte Juni 
und nach Ende September kann man in Deutschland 
keinen Sommerurlaub machen. 

Weitere Bemühungen der Bundesregierung richten 
sich deshalb auf eine zweite, mindestens drei Wo-
chen umfassende Ferienperiode, die den Familien 
alternativ im Sommer für eine Urlaubsreise zur 
Verfügung stehen soll. Auch dafür ist bereits eine 
positive Grundsatzentscheidung getroffen worden. 

Das tourismuspolitische Schwerpunktprogramm der 
Bundesregierung ist mit allen seinen Maßnahmen 
mittelfristig angelegt. Ende 1978 wird die Bundes-
regierung über den Stand der Realisierung des 
Programms berichten, wie vom Deutschen Bundestag 
in seiner Entschließung vom 1. Juli 1976 gefordert. 
Die Bundesregierung benützt jedoch gerne die Ge-
legenheit, durch die Beantwortung der verschiede-
nen Fragen bereits jetzt deutlich zu machen, welche 
Schritte im einzelnen bisher unternommen worden 
sind. 

 

1. Bis wann ist die im Bericht der Bundesregie-
rung über den Tourismus in der Bundesrepu-
blik Deutschland vom 1. Juli 1975 angekün-
digte Übersicht über die vorrangig für Urlaub 
und Naherholung geeigneten Gebiete zu er-
warten, und wer ist mit der Erarbeitung des 
Berichts befaßt? 

Die Bundesregierung hat bereits in ihrem Bericht 
über den Tourismus in der Bundesrepublik Deutsch-
land deutlich gemacht, daß eine Übersicht über die 
vorrangig für Urlaub und Naherholung geeigneten 



Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 	Drucksache 8/1169  

Gebiete nur in Zusammenarbeit mit den Ländern 
erstellt werden kann. Die Bundesforschungsanstalt 
für Landeskunde und Raumordnung hat  die Aus

-

weisungen der Bundesländer in ihren Landesent-
wicklungsplänen und Landesraumordnungsprogram-
men ausgewertet. Dabei hat sich ergeben, daß die 
Vorstellungen, Definitionen und Kriterien, aber auch 
der Konkretisierungsgrad von Land zu Land sehr 
unterschiedlich sind. 

Die Bundesregierung bemüht sich deshalb, in der 
Ministerkonferenz für Raumordnung zusammen mit 
den Ländern zu einer einheitlichen Bestimmung der 
für Tourismus und Naherholung besonders geeig-
neten Gebiete zu gelangen. Der Strukturausschuß 
der Ministerkonferenz für Raumordnung berät ge-
meinsam mit der Akademie für Raumforschung und 
Landesplanung, Hannover, Lösungsmöglichkeiten. 
Wann abschließende Ergebnisse vorliegen werden, 
ist noch nicht absehbar. 

2. Ist eine Ermittlung der Belastungswerte und 
Belastungsgrenzen der Urlaubs- und Freizeit-
gebiete durchgeführt oder an wen in Auftrag 
gegeben? Bis wann ist mit der Fertigstellung 
zu rechnen? 

Die Bundesregierung hat das Alpeninstitut Mün-
chen bereits Ende 1974 mit der „Ermittlung von  
stark belastenden Fremdenverkehrsgebieten" be-
auftragt. Diese Studie bringt Erkenntnisse, die es  
erlauben, Beurteilungskriterien für die Grenzen der  
Belastbarkeit von Fremdenverkehrs- und Naher-
holungsgebieten zu entwickeln. Der Abschlußbe-
richt liegt jetzt im Entwurf vor und soll veröffent-
licht werden.  

3. Wann wird die Bundesregierung das angekün-
digte Programm zur Förderung von Anlagen 
und Einrichtungen für die touristische Nah-
erholung und den Kurzzeittourismus vorlegen? 
Was sind die Gründe für die Verzögerung? 
Warum wurden entsprechend der Ankündi-
gung im Bericht über den Tourismus die fünf 
Modellvorhaben nicht finanziert? 

Die Bundesregierung hat schon in ihrem Schwer-
punktprogramm (Abschnitt VI, Ziffern 1.5.1 und 
1.5.2) erklärt, daß sie vor einer finanziellen Förde-
rung von Modellanlagen und -einrichtungen für die 
touristische Naherholung und den Kurzzeittouris-
mus eine sorgfältige Bedarfsanalyse in Auftrag 
geben werde. Diese ist erforderlich, um zu erken-
nen, für welche Verdichtungsräume Naherholungs-
gebiete besser erschlossen bzw. erweitert werden 
müssen, wie groß der Bedarf an Anlagen und Ein-
richtungen im Einzelfall ist und welche Ausstat-
tungskomponenten zu berücksichtigen sein werden. 
Diese Untersuchung ist in engem Einvernehmen 
mit den Bundesländern im Herbst 1976 an die Ge-
sellschaft für Landeskultur GmbH (GfL), Bremen, 
vergeben worden. Wegen des Umfangs der Unter-
suchung und der Vielfalt der dabei zu klärenden 
Fragestellungen ist ein größerer Zeitbedarf erfor-
derlich geworden als zunächst angenommen worden 

ist. Die Ergebnisse sollen in den nächsten Monaten 
vorliegen. 

Nach Auswertung der Ergebnisse wird gemeinsam 
mit den Bundesländern zu entscheiden sein, wo und 
in welcher Größenordnung Modellvorhaben ange-
setzt werden sollen. 

4. Was hat die Bundesregierung und mit welchem 
Mitteleinsatz unternommen, um einen touristi-
schen Informationsdienst im Aufbau zu unter-
stützen? 

Nach intensiven Gesprächen mit allen beteiligten 
Organisationen einschließlich der Verbraucherver-
bände hat das Bundesministerium für Wirtschaft auf 
übereinstimmenden Wunsch aller Gesprächsteilneh-
mer das Deutsche Wirtschaftswissenschaftliche In-
stitut für Fremdenverkehr an der Universität Mün-
chen im Oktober 1976 um eine gutachtliche Stel-
lungnahme zu der Frage gebeten, welche Informa-
tionen von einem derartigen Informationsdienst 
vernünftigerweise angeboten werden müssen. Die 
Ergebnisse dieser Untersuchung werden in Kürze 
vorliegen. 

Auf der Grundlage dieser Ergebnisse werden die 
beteiligten Verbände sodann der Bundesregierung 
konkrete Vorschläge unterbreiten, wie und in wel-
chem Umfang den Touristen erleichterte Informa-
tionen geboten werden können, wie die Kosten auf-
gebracht werden sollen und ob eine finanzielle 
Anlaufförderung für erforderlich gehalten wird. 

5. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie-
rung für eine stärkere Entlastung des Ferien-
reiseverkehrs? Welche Verbesserungen des 
Verkehrsflusses in den Hauptreisezeiten strebt 
die Bundesregierung an, um die bei Strecken

-

stillegungen der Bundesbahn verstärkte Nut-
zung des unzureichenden Straßennetzes mit 
den Folgen unerträglich gewordener Verkehrs-
stauungen zu verhindern? Wird die Bundes-
regierung darauf hinwirken, in Reiseverkehrs-
gebieten stark frequentierte Bundesbahn-
strecken aufrechtzuerhalten? 

Die Bundesregierung bereitet ein Feriennetzmodell 
1978 vor, das auf einer Vielzahl vorhandener Daten 
aufbauend konkretere Prognosen über Spitzenbe-
lastungen, Engpässe und Ausweichmöglichkeiten 
auf Bundesautobahnen liefern soll. Die besseren 
Erkenntnisse werden eine wesentliche Hilfe für die 
Beeinflussung der Ferienverkehrsströme auf den 
Bundesautobahnen sein. 

Die Bundesregierung prüft z. Z. Vorschläge von 
dritter Seite, das bewährte Wochenendfahrverbot 
für Lastkraftwagen auf Wohnwagengespanne – be-
schränkt auf bestimmte Autobahnabschnitte und 
einzelne Wochenenden – auszudehnen. Ferner soll 
eine noch bessere zeitliche und räumliche Koordi-
nierung der Baustellen deren Zahl und Stauwirkung 
weiter vermindern. Außerdem soll die technische 
Verkehrsbeeinflussung (Wechselverkehrszeichen, 
Wechselwegweiser, Stauwarnung) verbessert wer-
den. 
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Für eine Verlagerung von Schienenverkehr auf die 
Straße kommen nur verkehrsschwache Strecken in 
Betracht. Solche Verlagerungen können daher den 
Ferienreiseverkehr auf der Straße nicht beeinträch-
tigen. 

Eine besondere Abhängigkeit von Fremdenver-
kehrsgebieten vom Schienenverkehr wird bei der 
Entscheidungsfindung über derartige Umstellungen 
selbstverständlich berücksichtigt. 

6. Hält es die Bundesregierung für erforderlich, 
bei insgesamt sinkender Kapazitätsauslastung 
im deutschen Hotel- und Gaststättengewerbe 
neben einer Förderung im Investitionsbereich, 
insbesondere für Modernisierungszwecke, 
höhere Mittel für die Auslandswerbung zu 
gewähren? 

Hauptursache für die zurückgegangene Auslastung 
der Beherbergungskapazität im deutschen Fremden-
verkehr ist die Vergrößerung der Bettenkapazität 
in Beherbergungsbetrieben von 1973 bis 1977 (Stich-
tag jeweils 1. April) um nahezu 200 000 Betten, d. h. 
um mehr als 17 v. H. Die Gesamtzahl der Über-
nachtungen in Beherbergungsbetrieben stieg hin-
gegen von 1973 bis 1976 nur um 7,2 Mio oder 
4,7 v. H. Die Kapazitätserweiterung ist somit der 
Nachfrage deutlich vorausgeeilt. 

In Berlin und in Schleswig-Holstein wurde aller-
dings 1976 eine bessere Kapazitätsnutzung als 1973 
erreicht. In diesen Ländern war das Beherbergungs-
angebot bereits vor 1973 deutlich erweitert worden; 
dadurch wurde von Jahr zu Jahr mehr Nachfrage 
angezogen. Auch für die Erweiterung der Betten-
kapazität in den anderen Bundesländern kann eine 
ähnliche Entwicklung erwartet werden. 

Die Bundesregierung hält es selbstverständlich für 
erforderlich, für die Auslandswerbung steigende 
Mittel bereitzustellen. Sie hat dies bereits in den 
letzten Jahren mit großem Engagement erreicht. 
Auch in Zukunft wird sie sich im Rahmen der finan-
ziellen Möglichkeiten darum bemühen. Die für die 
Auslandswerbung bereitgestellten Bundesmittel 
haben sich seit 1972 wie folgt entwickelt: 

Mio DM 

1972 	11,975 
1973 	13,767 
1974 	15,067 
1975 	15,981 
1976 	17,650 
1977 	20,389. 

7. Ist die Bundesregierung bereit, unter Berück-
sichtigung dieser restriktiven Entwicklung in 
den Heilbädern die Förderungsmittel so einzu-
setzen, daß vorrangig modernisierungs- und 
qualitätsverbessernde Investitionen gefördert 
werden? 

Die Förderung von Modernisierungen durch quali

-

tätsverbessernde Investitionen im Beherbergungs

-

gewerbe wird bereits in den Förderungsprogram

-

men der Bundesregierung berücksichtigt. So ist im 
6. Rahmenplan für die Gemeinschaftsaufgabe „Ver-
besserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" aus-
dürcklich festgelegt, daß bei Fremdenverkehrsbe-
trieben Investitionen zur qualitativen Verbesserung 
des Angebots einer Rationalisierungsinvestition 
gleichgestellt sind. Eine Bleichlautende Bestimmung 
wird auch in der Neufassung des Investitionszu-
lagengesetzes getroffen werden. Auch im ERP-
Regionalprogramm für kleinere und mittlere Be-
triebe besteht eine entsprechende Regelung. 

Im 6. Rahmenplan sind für die Jahre 1977 bis 1979 
für die Schaffung und Sicherung von Arbeitsplätzen 
allein im Fremdenverkehrsgewerbe rund 299 Mio 
DM aus der Investitionszulage und den Gemein-
schaftsaufgabemitteln vorgesehen. Daraus können 
in den Fremdenverkehrsgebieten der Gemeinschafts-
aufgabe zahlreiche qualitätsverbessernde Investitio-
nen gefördert werden. 

8. Beabsichtigt die Bundesregierung, unter Inten-
sivierung der Auslandswerbung für den heimi-
schen Fremdenverkehr die Zusammenarbeit 
mit der Deutschen Zentrale für Touristik e. V., 
Frankfurt am Main (DZT), und mit anderen für 
den touristischen Reiseverkehr nach Deutsch-
land werbenden Institutionen (z. B. Deutsche 
Bundesbahn, Deutsche Lufthansa) zu verbes-
sern: An welche Maßnahmen ist gegebenen-
falls gedacht? 

Die Zusammenarbeit zwischen Bundesregierung und 
Deutscher Zentrale für Tourismus (DZT) ist bereits 
sehr intensiv. Auch die Zusammenarbeit mit der 
Fremdenverkehrswirtschaft und den Verkehrsträ-
gern, insbesondere der Deutschen Bundesbahn und 
der Deutschen Lufthansa im Bereich der Auslands-
werbung ist eng und kooperativ. In mehreren Län-
dern nehmen die Verkaufsstellen der Deutschen 
Lufthansa Aufgaben der DZT wahr. Bei der General-
vertretung der DZT für Nordamerika in New York 
besteht eine Bürogemeinschaft mit der Deutschen 
Bundesbahn. 

Werbemaßnahmen im Ausland werden von der 
DZT, der Lufthansa und der Bundesbahn soweit 
irgend möglich gemeinsam durchgeführt; auch Wer-
bemittel werden gemeinsam hergestellt und einge-
setzt. Darüber hinaus sind acht deutsche Großstädte 
bei einer mehrjährigen Werbekampagne unmittel-
bar beteiligt. 

Besonders erfolgreich ist die Zusammenarbeit der 
DZT mit deutschen Fremdenverkehrsorten und 
-regionen bei der sog. Anschließerwerbung. An-
zeigenaktionen der DZT werden so konzipiert, daß 
sich die Interessenten unter Mitbenutzung der krea-
tiven Vorleistungen der DZT und damit unter einem 
einheitlichen Erscheinungsbild mit eigenen Anzeigen 
anschließen können. Auf diese Weise werden die 
Anzeigenmittel der DZT um rd. 50 v. H. verstärkt. 

Die Bundesregierung benutzt jede Gelegenheit, alle 
an der Auslandswerbung Interessierten und Betei-
ligten einschließlich der Länder zur Fortsetzung und 
Intensivierung der Zusammenarbeit aufzufordern. 
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Hat sich die Bundesregierung dafür eingesetzt, 
daß die Bundesländer nicht nur im Beirat, son-
dern im ausreichenden Maße auch im Werbe-
ausschuß der DZT vertreten sind, um sicher-
zustellen, daß die Überlegungen und Zielset-
zungen der Länder über die Fremdenverkehrs-
werbung mit den Aktivitäten der DZT recht-
zeitig abgestimmt werden?  

Die DZT hat der Anregung des Bundesministeriums 
für Wirtschaft unverzüglich entsprochen, in ihren 
Werbeausschuß auch Ländervertreter aufzunehmen. 
Die voraussichtlich am 1. Dezember 1977 in Kraft 
tretende neue Satzung der DZT bestimmt ausdrück-
lich, daß dem Werbeausschuß bis zu fünf Länder-
vertreter angehören. Über die Entsendung dieser 
Ländervertreter entscheidet der Länderausschuß 
Fremdenverkehr beim Bundesminister für Wirt-
schaft. 

Die Mitwirkung der Ländervertreter im Werbeaus-
schuß der DZT wird zu einer weiteren Verbesse-
rung in der Abstimmung von Bundes- und Länder-
maßnahmen beitragen. 

8. Unterstützt die Bundesregierung die Forderung 
der Konferenz der Wirtschaftsminister, die 
Bundesmittel an die DZT zur Förderung des 
Ausländerreiseverkehrs nach Deutschland in 
den nächsten Jahren nachhaltig zu erhöhen? 

Die Bundesregierung hat die Mittel für die Förde-
rung des Ausländerreiseverkehrs nach Deutschland 
mit Zustimmung des Deutschen Bundestages bereits 
in der Vergangenheit laufend erhöht. Wie in der 
Antwort auf die Frage 6 bereits dargelegt, sind die 

 Bundesmittel für die DZT von knapp 12 Mio DM 
im Jahre 1972 auf nahezu 20,4 Mio DM im Jahre 
1977 angehoben worden. Das bedeutet eine Steige-
rung von 70 v. H. innerhalb weniger Jahre. Auch 
im Haushaltsentwurf 1978 ist eine weitere spürbare 
Erhöhung der Mittelzuweisung an die DZT vorge-
sehen. 

Die Bundesregierung wird sich auch künftig im 
Rahmen der finanziellen Möglichkeiten um eine 
Steigerung der Mittel für die Förderung des Aus-
länderreiseverkehrs nach Deutschland bemühen, 
weil sie weiß, daß die Mittel für die Auslands-
werbung von großer Bedeutung für die Entwicklung 
der deutschen Fremdenverkehrswirtschaft sind. 

9. Ist die Bundesregierung in der Lage, mitzu

-

teilen, in welchem Umfang in den europäischen  
Nachbarländern öffentliche Mittel für die  
Fremdenverkehrswerbung eingesetzt werden?  

Die Bundesregierung kann sich bei Angaben über 
den Umfang der von den europäischen Nachbar-
ländern für die Fremdenverkehrswerbung einge-
setzten Mittel nicht auf amtliche Unterlagen stützen. 
Die mit der Auslandswerbung betrauten nationalen 
Tourismusorganisationen veröffentlichen ihre Wirt-
schaftspläne in der Regel nicht. Nach Informationen 
der DZT ergibt sich über die Höhe der Aufwendun-
gen für die Fremdenverkehrswerbung im Ausland 
folgendes Bild: 

Land 	 Mio DM  

Italien 	 42,4 (1977) 

Österreich 	34,3 (1977) 

Großbritannien 	32,4 (1976) 

Frankreich 	25,0 (1977) 

Schweiz 	 23,0 (1976) 

Niederlande 	13,4 (1976) 

Dänemark 	13,3 (1977) 
Finnland 	 13,1 (1977) 

Schweden 	13,0 (1977). 

10. Was unternimmt die Bundesregierung, um da-
für zu sorgen, daß das Restriktionsrisiko in-
folge des Rückgangs von Kuranträgen nicht  
ausschließlich von den privaten Betrieben ge-
tragen werden muß? Kann die Bundesregie-
rung auf die Sozialversicherungsträger dahin  
gehend einwirken, daß diese bei ihren Ein-
sparungs- und Strukturmaßnahmen die Be-
lange der Heilbäder und der mittelständischen  
Beherbergungsbetriebe in angemessener Weise  
berücksichtigen und in einem ausgewogenen  
Umfange neben den Häusern der Rentenver-
sicherungsträger weiterhin auch Privatunter-
nehmen bei der Belegung berücksichtigt wer-
den? Ist dies nicht um so notwendiger, als  
diese Betriebe weitgehend wirtschaftlich von  
der Nachfrage der Rentenversicherungsträger  
abhängig sind und in hohem Umfang private  
Investitionen zur Anpassung ihres Angebotes  
an den Bedarf der Rentenversicherungsträger  
durchgeführt haben?  

Die Bundesregierung hat keine Möglichkeit, auf die 
Durchführung medizinischer Rehabilitationsmaßnah-
men in der Sozialversicherung und auf deren Be-
legungspraxis einzuwirken, beides ist allein Sache 
der Leistungsträger. Da die Arbeiterrentenversiche-
rung ihren Bettenbedarf nur zu 39 v. H. und die 
Bundesversicherungsanstalt für Angestellte nur zu 
rd. 16 v. H. in eigenen Einrichtungen decken können, 
ist die weitere Berücksichtigung privater Häuser 
nicht gefährdet. Dabei muß allerdings auf die Art 
der Erkrankungen der Patienten Rücksicht genom-
men werden. Die Gesamtbelegung hängt von der 
Zahl der Anträge auf Rehabilitationsmaßnahmen ab. 
Die Verbände der Bäderwirtschaft sind über die 
Entwicklungstendenzen beim Bettenbedarf der Ren-
tenversicherungsträger unterrichtet. 

Die Bundesregierung hat sich im übrigen der Pro-
bleme, vor denen private Beherbergungsbetriebe, 
insbesondere die sog. Kurheime, infolge des Rück-
gangs von Kuranträgen stehen, frühzeitig ange-
nommen. Da auch Urlaubsaufenthalte in Kurorten 
zu einem erheblichen Teil dazu beitragen können, 
daß die privaten Beherbergungsbetriebe besser aus-
gelastet werden, hat die Bundesregierung u. a. die 
bei der DZT gebildete Projektgruppe für Angebots-
aufbereitung und -gestaltung veranlaßt, vordringlich 
Angebote für einen gesundheitsfördernden Urlaubs-
aufenthalt im Kurort zu entwickeln. Darüber hinaus 
hat sie darauf hingewirkt, daß in der Gemeinschafts-
werbung für Urlaub in Deutschland im Jahre 1978 
ein deutlicher Akzent auf den sog. Gesundheits-
urlaub gelegt wird. 
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13. Mit welchen Mitteln beabsichtigt die Bundes-
regierung, die Deckung des Arbeitskräftebe-
darfs im Fremdenverkehrsgewerbe, insbeson-
dere im Hotel- und Gaststättenwesen zu er-
leichtern? Ist sie bereit, entsprechend den For-
derungen des Fremdenverkehrsgewerbes eine 
partielle Lockerung des allgemeinen Anwerbe-
stopps zu ermöglichen? Kann hierzu die 
Schweizer Regelung, also die Gewährung von 
Aufenthaltsbewilligungen für Saisonarbeits-
kräfte in Betrieben mit saisonalem Charakter 
als Modell herangezogen werden? 

Gegenwärtig kommen in der Bundesrepublik 
Deutschland mehr als vier Arbeitslose auf eine 
offene Stelle. Auch im Gaststätten- und Beherber-
gungsgewerbe sowie in den Verpflegungseinrich-
tungen übersteigt die Zahl der Arbeitslosen die der 
offenen Stellen deutlich (Mai 1977: 33 156 Arbeits-
lose, 25 055 offene Stellen). Im September 1977 stan-
den 14 864 arbeitssuchenden Gästebetreuern nur 
7010 offene Stellen gegenüber. Die Voraussetzungen 
für die Deckung des Arbeitskräftebedarfs sind somit 
derzeit auch im Fremdenverkehrsgewerbe günstig. 

Die Instanzen des Arbeitsmarktes bemühen sich 
darüber hinaus nachhaltig um den notwendigen 
Arbeitsmarktausgleich. Dies geschieht durch eine 
erheblich intensivierte Vermittlungstätigkeit und 
durch eine Verbesserung der für eine effektive 
Arbeitsvermittlung relevanten Gesetzes- und Ver-
waltungsvorschriften. Den Betrieben steht zudem 
offen, sich um Kräfte aus den EG-Mitgliedsländern 
zu bemühen, in denen mehrere Millionen Arbeits-
lose registriert sind. 

In der gegenwärtigen Situation kann und braucht 
der Anwerbestopp für ausländische Arbeitnehmer 
nicht gelockert zu werden. Für die uneingeschränkte 
Aufrechterhaltung des Anwerbestopps haben sich 
auch die Bund-Länder-Kommission und die Konfe-
renzen der Arbeits- und Innenminister der Länder 
ausgesprochen. 

14. Liegen Erfahrungen vor, daß aufgrund ausbil-
dungsfeindlicher Vorschriften des Jugend-
arbeitsschutzgesetzes Ausbildungsplätze für 
Jugendliche im Gaststättengewerbe weggefal-
len sind? Ist die Bundesregierung bereit, durch 
Novellierung des Jugendarbeitsschutzgesetzes 
die Hemmnisse abzubauen, um zusätzliche 
Ausbildungsplätze für Jugendliche im Gast-
stättengewerbe zu schaffen und zu sichern? 

Die Zahl der Ausbildungsverhältnisse im Gaststät-
tengewerbe ist von 1975 bis 1976, dem Jahr des 
Inkrafttretens des neuen Jugendarbeitsschutzgeset-
zes, von 23 095 auf 25 249 gestiegen. Außerdem gab 
es im Gaststättengewerbe in beiden Jahren ca. 700 
offene Ausbildungsplätze. 

Die Besonderheiten im Gaststättengewerbe sind im 
Jugendarbeitsschutzgesetz ausreichend berücksich-
tigt (§§ 12, 14, 16 und 17) ; aus diesem Grunde sieht 
die Bundesregierung keine Veranlassung, eine 
Änderung des Jugendarbeitsschutzgesetzes, dem 
alle Fraktionen des deutschen Bundestages zuge-
stimmt haben, vorzuschlagen. 

15. Sieht die Bundesregierung die Benachteiligung 
des Gaststättengewerbes im Mehrwertsteuer

-

recht als gerechtfertigt an, wonach dieses Ge-
werbe mit einem Steuersatz von 11 v. H. (ab 
1. Januar 1978 von 12 v. H.) belastet ist, wäh-
rend der Nahrungs- und Genußmittelbereich 
mit steigender Abgabe fertig zubereiteter Nah-
rungsmittel lediglich mit dem ermäßigten 
Steuersatz von 5,5 v. H. (ab 1. Januar 1978 von 
6 v. H.) belastet ist? Ist dies noch vertretbar, 
da in anderen europäischen Ländern das Gast-
gewerbe fast durchgehend mit halbiertem oder 
stärker ermäßigtem Steuersatz belegt ist und 
sich hierdurch erhebliche Wettbewerbsverzer-
rungen zum Nachteil des deutschen Gaststät-
tengewerbes im Inland gegenüber dem Aus-
land ergeben? 

Die Besteuerung des Verzehrs an Ort und Stelle 
mit dem allgemeinen Steuersatz bedeutet keine 
Wettbewerbsbenachteiligung des Gaststättengewer-
bes gegenüber dem Lebensmitteleinzelhandel. 

Die Bewirtungsumsätze des Gaststättengewerbes 
unterscheiden sich wegen ihres hohen Dienstlei-
stungsanteils deutlich von den Lebensmittelliefe-
rungen des Einzelhandels. Das Bundesverfassungs-
gericht hat aus diesem Grunde eine Verfassungs-
beschwerde gegen die unterschiedliche Umsatzbe-
steuerung des Gaststättengewerbes und des Lebens-
mittelhandels als offensichtlich unbegründet nicht 
zur Entscheidung angenommen. 

Das deutsche Gaststättengewerbe ist auch gegen-
über dem Ausland umsatzsteuerlich nicht benach-
teiligt. In einigen Staaten werden zwar die  Gast-
stättenumsätze einem ermäßigten Steuersatz unter-
worfen, dieser liegt aber zum Teil über dem er-
mäßigten Satz der Bundesrepublik Deutschland (in 
Irland und Österreich). Außerdem ist in einigen 
Staaten mit ermäßigten Steuersätzen der Vorsteuer-
abzug für Gaststättenbesucher eingeschränkt oder 
sogar ausgeschlossen (in den Niederlanden und 
Belgien), in anderen Staaten ist die steuerliche Be-
lastung der Gaststättenumsätze höher als in der 
Bundesrepublik Deutschland (in Frankreich, Italien, 
Dänemark und Norwegen). 

16. Denkt die Bundesregierung daran, weitere 
steuerliche Entlastungen für die Fremdenver-
kehrsgebiete durchzusetzen, so insbesondere 
Erleichterungen bei der Gewerbesteuer für 
Kurbetriebe und Halbierung des Mehrwert-
steuersatzes? 

Fremdenverkehrsbetriebe in förderungsbedürftigen 
Gebieten werden bereits durch die im Investitions

-

zulagengesetz vorgesehenen Maßnahmen begünstigt. 

Besondere Entlastungen bei der Gewerbesteuer für 
Fremdenverkehrsgebiete wären mit dem Charakter 
der Gewerbesteuer als Gemeindesteuer nicht ver-
einbar. Eine derartige Entlastung bei der Gewerbe-
steuer würde — abgesehen von der Präjudizgefahr - 
das auch für Fremdenverkehrsorte wichtige Äquiva-
lenzprinzip dieser Steuer außer acht lassen. 
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Private Kursanatorien sind bereits unter besonde-
ren Voraussetzungen als Krankenanstalten von der 
Gewerbesteuer befreit. Obwohl hiergegen wieder-
holt Bedenken geltend gemacht worden sind, haben 
sich die gesetzgebenden Körperschaften aus sozial- 
und gesundheitspolitischen Gründen für die Beibe-
haltung dieser Steuerbefreiung ausgesprochen. Die 
Bundesregierung teilt diese Auffassung. 

Eine regionale Differenzierung der Mehrwertsteuer-
sätze ist schon aus grundsätzlichen Überlegungen 
nicht möglich. In den Grenzbereichen von begünstig-
ten und nicht begünstigten Gebieten käme es zu 
unvertretbaren Wettbewerbsverzerrungen. Die Bun-
desregierung beabsichtigt hingegen, den gesetzge-
benden Körperschaften vorzuschlagen, die Umsatz-
steuerermäßigung auf die Bereitstellung von Kur-
einrichtungen auszudehnen, soweit als Entgelt eine 
Kurtaxe zu entrichten ist. Darüber hinausgehende 
steuerliche Vergünstigungen sind nicht beabsichtigt. 




